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Richtlinie energieeffizientes Bauen und Sanieren des Lan-
des Hessen nach § 9 Abs. 3 und § 9a Abs. 3 des Hessischen 
Energiegesetzes
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1	 Rechtsgrundlagen
Aufgrund der §§ 9 Abs. 3 und 9a Abs. 3 des Hessischen Energie-
gesetzes (HEG) vom 21. November 2012 (GVBl. S. 444), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz zur Bestimmung der Zuständigkeit für den 
Vollzug der Mittelfristenergieversorgungssicherungsmaßnahmenver-
ordnung und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 20. Juli 2023 
(GVBl. S. 582, 582), erlässt das Hessische Ministerium der Finan-
zen (HMdF) als das für den staatlichen Hochbau zuständige Minis-
terium im Einvernehmen mit dem für Energierecht zuständigen Hes-
sischen Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und 
ländlichen Raum (HMWVW) diese Richtlinie [zwecks Regelung der 
näheren Anforderungen in § 9 Abs. 1 und 2 HEG an die Sanierung 
landeseigener Gebäude im Bestand oder an Neu- und Erweiterungs-
baumaßnahmen des Landes Hessen sowie der näheren Einzelheiten 
der Vorgaben in § 9a Abs. 1 und 2 HEG für die Installation und den 
Betrieb von Photovoltaikanlagen bei landeseigenen Gebäuden sowie 
bei Neubau von offenen landeseigenen Parkplätzen].
Weitere zu beachtende Rechtsgrundlagen sind:
–	 Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneu-

erbarer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäu-
den (Gebäudeenergiegesetz – GEG), das im Rahmen des Ge-
setzes zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuer-
barer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden 
vom 8. August 2020 erlassen wurde – GEG 2020 – (BGBl. I 
S. 1728), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Gebäudeenergiegesetzes, zur Änderung des Bürgerlichen 
Gesetzbuches, zur Änderung der Verordnung über Heizkos-
tenabrechnung, zur Änderung der Betriebskostenverordnung 
und zur Änderung der Kehr- und Überprüfungsordnung vom 
16. Oktober 2023 – GEG 2024 – (BGBl. 2023 I Nr. 280)

–	 Gesetz zur Steigerung der Energieeffizienz in Deutschland 
(Energieeffizienzgesetz – EnEfG) vom 13. November 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 309)

–	 Hessische Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 1. April 2022 
(GVBl. S. 184), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ände-
rung des Hessischen Finanzausgleichsgesetzes und zur Än-
derung anderer Rechtsvorschriften vom 12. Dezember 2022 
(GVBl. S. 750, 751)

–	 Hessisches Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes und zur 
Anpassung an die Folgen des Klimawandels (HKlimaG) vom 
26. Januar 2023 (GVBl. S. 42)

–	 Hessisches Ausführungsgesetz zum Kreislaufwirtschaftsge-
setz (HAKrWG) vom 6. März 2013 (GVBl. S. 80), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. S. 82, 145)
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–	 Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) vom 28. Novem-
ber 2016 (GVBl. S. 211)

–	 Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Hessischen Denk-
malschutzgesetz (ZustVO) vom 21. Juni 2018 (GVBl. S. 341)

–	 Richtlinie für Denkmalbehörden im Hinblick auf die Genehmi-
gung von Solaranlagen an bzw. auf Kulturdenkmälern nach § 2 
Abs. 1 und 3 des HDSchG in der Fassung vom 28. Novem-
ber 2016 vom 6. Oktober 2022 – Richtlinie für Denkmalbe-
hörden – (StAnz. S. 1228)

–	 Geschäftsanweisung für den Staatlichen Hochbau des Landes 
Hessen (GABau) vom 11. August 2022 (StAnz. S. 1113)

–	 Technischen Regeln für Arbeitsstätten „Lüftung“ – ASR A3.6 
– Ausgabe: Januar 2012 (GMBl. 2012 S. 92), zuletzt geändert 
durch Bekanntmachung vom 18. Mai 2018 (GMBl. 2018 S. 474)

2	 Ziele im Bereich des staatlichen Hochbaus
(1) Nach § 1 Abs. 2 HEG führt das Land Hessen Maßnahmen im 
eigenen Verantwortungsbereich und nach den im Rahmen der im 
Haushaltsplan zur Verfügung stehenden Mittel durch, um die fol-
genden Ziele für das Land Hessen zu erreichen:
a) Deckung des Endenergieverbrauchs von Strom und Wärme zu 
100 Prozent aus erneuerbaren Energiequellen
b) Anhebung der jährlichen energetischen Sanierungsquote im 
Gebäudebestand auf mindestens 2,5 bis 3 Prozent
c) Erreichung der Klimaneutralität bis zum Jahr 2045
(2) Nach § 7 Abs. 5 des HKlimaG wird die Landesverwaltung bis 
zum Jahr 2030 netto-treibhausgasneutral organisiert. Dies wird 
vorrangig durch die Reduktion des Energiebedarfs, die effiziente 
und emissionsneutrale Bereitstellung, Umwandlung, Nutzung und 
Speicherung von thermischer und elektrischer Energie sowie die 
Nutzung erneuerbarer Energien erreicht.
Die Bereitstellung der Mittel hier für ist abhängig von der Ver-
anschlagung im Haushalt und unterliegt den der jeweiligen Haus-
haltslage geschuldeten Restriktionen.
(3) Mit dieser Richtlinie werden die Umsetzung und der Umgang 
mit den aus dem HEG und HKlimaG resultierenden Anforderungen 
an den staatlichen Hochbau geregelt. Das Land Hessen schreibt 
damit die Vorbildfunktion der Landesregierung im Umgang mit 
landeseigenen und vom Land genutzten Gebäuden als Selbst-
verpflichtung fest.

3	 Anwendungsbereich
Die Richtlinie gilt für alle energetischen Sanierungs- sowie Neu- 
und Erweiterungsbaumaßnahmen im staatlichen Hochbau des 
Landes Hessen entsprechend dem Anwendungsbereich nach § 2 
GEG 2024 im Rahmen von Eigenbaumaßnahmen und der Be-
schaffungsvariante Kooperationsmodelle (KOOP), sowie sinn-
gemäß für Neuanmietungen bzw. beim Kauf von Gebäuden im 
Rahmen der Markterkundung.

4	 Energetische Anforderungen
(1) Die energetischen Anforderungen an hessische landeseigene 
und vom Land genutzte Gebäude in Neubau und Bestand orien-
tieren sich an der Prioritätensetzung:
a) Minimierung des Energiebedarfs und Steigerung der Energie-
effizienz
b) Substitution fossiler Energieträger durch erneuerbare Energie-
quellen
(2) Soweit bei Kulturdenkmälern nach § 2 HDSchG durch die Er-
füllung der Vorschriften dieser Richtlinie ein nach § 18 HDSchG ge-
nehmigungsbedürftiges Vorhaben anzunehmen ist, kann im Rah-
men der denkmalschutzrechtlichen Entscheidung durch die nach 
§ 8 Abs. 2 HDSchG in Verbindung mit der ZustVO zuständigen 
Stelle von den Anforderungen dieser Richtlinie insbesondere an die 
Gebäudehülle abgewichen werden, wenn bei Abwägung der ver-
fassungsrechtlich gleichrangigen öffentlichen Interessen des Denk-
mal-, Klima- und Ressourcenschutzes das öffentliche Interesse am 
Erhalt des Kulturdenkmals überwiegt oder bei Gesamtanlagen nach 
§ 2 Abs. 3 HDSchG die Substanz oder Wirkung erheblich oder nicht 
nur vorübergehend beeinträchtigt wird.
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Da eine Entscheidung nach der ZustVO nur mit Zustimmung/Ein-
vernehmen des Landesamts für Denkmalpflege Hessen (LfDH) 
getroffen werden darf, ist dieses bereits frühzeitig bei der Be-
darfsermittlung oder im Rahmen der Leistungsphase 1 einzu-
beziehen.
Nach § 1 Abs. 5 HEG liegen die Errichtung und der Betrieb von 
Anlagen zur Erzeugung von Strom und Wärme aus erneuer-
baren Energien sowie den dazugehörigen Nebenanlagen im 
überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen 
Sicherheit.
(3) Die Minimierung des Energiebedarfs erfolgt bei Neu- und Er-
weiterungsbauten und energetischen Sanierungen auf Grundlage 
eines wirtschaftlichen Konzeptes für die energieeffiziente Ge-
staltung der Gebäudehülle und der Anlagentechnik. Dabei sind 
der Entwurf, die Auswahl und die konstruktive Ausbildung von 
Bauteilen sowie die Planung der betriebstechnischen Anlagen im 
Rahmen der nutzungsbedingten Anforderungen so aufeinander 
abzustimmen, dass sich ein möglichst niedriger Energiebedarf im 
gesamten Gebäudelebenszyklus ergibt. Bei Kulturdenkmälern ist 
das historische Materialsystem zu respektieren.

4.1	 Baumaßnahmen im Bestand
(1) Die hausverwaltenden Dienststellen sind zur Bauunterhaltung 
und zum ordnungsgemäßen Betrieb der Liegenschaften des Lan-
des Hessen verpflichtet. Bei regelmäßig durchzuführenden Bau-
begehungen stellen die hausverwaltenden Dienststellen in Zu-
sammenarbeit mit dem Landesbetrieb Bau und Immobilien Hes-
sen (LBIH) nach den Abschnitte A Nr. 6 und C Nr. 3 GABau den 
Instandsetzungsbedarf fest.
Dies schließt die Prüfung, ob und wann eine energetische Sa-
nierung durchzuführen ist, mit ein. Energetische Komplet t-
sanierungen sind anzustreben. Gegebenenfalls sind Verfahren 
nach Abschnit t D oder E der GABau einzuleiten. Bei Kultur-
denkmälern ist eine Prüfung im Einzelfall erforderlich.
(2) Bei der energetischen Sanierung von Landesgebäuden soll 
Klimaneutralität erreicht werden. Der Standard Energieeffizienz-
gebäudeBund55 (§ 9 Abs. 1 HEG) ist einzuhalten. Dazu sind fol-
gende Hinweise zu beachten:
a) Primärenergiebedarf
Energetische Sanierungen sind so auszuführen, dass der Jahres-
Primärenergiebedarf maximal 55 Prozent des Höchstwertes des 
Jahres-Primärenergiebedarfs beträgt, der nach dem GEG 2020 
für ein zu errichtendes Gebäude zulässig ist. Dies entspricht 
41,25 Prozent des Jahres-Primärenergiebedarfs eines Referenz-
gebäudes nach dem GEG 2024.
b) Baulicher Wärmeschutz
Bei energetischen Komplettsanierungen dür fen die mittleren 
Wärmedurchgangskoeffizienten der wärmeübertragenden Um-
fassungsfläche die in der Anlage 1 vorgegebenen Höchstwerte 
nicht überschreiten.
Bei energetischen Einzelmaßnahmen im Gebäudebestand (erst-
maliger Einbau, Ersatz und Erneuerung der jeweiligen Bauteile 
im Sinne des § 48 GEG 2024 in Verbindung mit Anlage 7 GEG 
2024) dürfen die jeweiligen Höchstwerte der Wärmedurchgangs-
koeffizienten nach Anlage 2 nicht überschritten werden.
Wärmebrücken sind weitestgehend zu vermeiden. Sie müssen je-
doch mindestens den Beispielen nach DIN 4108 Beiblatt 2:2019-
06 entsprechen. Der Zuschlagsfaktor auf die wärmeabgebende 
Hülle beträgt in diesem Fall 0,05 W/m2K. Sollte die Gleichwertig-
keit zum oben genannten Beiblatt nicht nachgewiesen werden 
können, müssen diese Wärmebrückenverluste explizit in den 
energetischen Nachweis nach GEG 2024 eingerechnet werden.
Bei der Planung einer vorgehängten, hinterlüfteten Fassade (VHF) 
ist die Unterkonstruktion zur Aufnahme der eigentlichen Fassaden-
bekleidung so auszuführen, dass die Summe der punktuellen 
Wärmebrücken der Fläche der VHV kleiner als 0,01 W/(m2K) ist.
Diese Anforderungen gelten unter Beachtung der bauphysi
kalischen Rahmenbedingungen, insbesondere hinsichtlich des 
Feuchteschutzes nach der DIN 4108-3:2024-03.
c) Wenn eine energetische Komplettsanierung nicht im laufenden 
Betrieb durchgeführt werden kann, ist zu prüfen, wie ein Gebäude 
oder betroffene Gebäudeteile während der Bauausführung frei-
gezogen werden können.
Bei Gebäuden, die nicht im laufenden Betrieb saniert werden 
müssen, ist nach technisch-wirtschaftlichen Kriterien zu prüfen, 
ob die Anforderungen nach Nr. 4.2 eingehalten werden können 
(unter Beachtung von § 5 GEG 2024).

4.2	 Neubauten (inklusive der Beschaffungsvariante KOOP)
(1) Bei Neu- und Erweiterungsbauten ist der Gebäudeenergie-
effizienzstandard EffizienzgebäudeBund40 (§ 9 Abs. 2 HEG) einzu-
halten. Dazu sind folgende Hinweise zu beachten:
a) Primärenergiebedarf
Neubauten sind so zu errichten, dass der Jahres-Primärenergie-
bedarf maximal 40 Prozent des Höchstwertes des Jahres-Primär-
energiebedarfs beträgt, der nach dem GEG 2020 für das Gebäude 
zulässig ist. Dies entspricht 30 Prozent des Jahres-Primärenergie-
bedarfs eines Referenzgebäudes nach dem GEG 2024
b) Baulicher Wärmeschutz
Bei der Errichtung und Erweiterung der landeseigenen und vom 
Land genutzten Gebäude dürfen die mittleren Wärmedurchgangs-
koeffizienten der wärmeübertragenden Umfassungsfläche die in 
der Anlage 3 vorgegebenen Höchstwerte nicht überschreiten.
Bezüglich Wärmebrücken gelten die im Nr. 4.1 Abs. 2 Buchst. b) 
aufgeführten Vorgaben.
c) Bei einer Reihe von Sondernutzungen (zum Beispiel Labor-
gebäude) wird der Energiebedarf auf diesem niedrigen Niveau 
nicht mehr vorwiegend durch die Qualität der Gebäudehülle, son-
dern durch die notwendige Lüftung in diesen Sondernutzungen 
bestimmt. Es kann daher in Einzelfällen wirtschaftlicher sein, die 
Dämmstärken aufgrund einer hochwertigen Anlagentechnik zu re-
duzieren. Die Anforderungen an den Primärenergiebedarf sind in 
diesem Zusammenhang grundsätzlich einzuhalten.

4.3	 Sommerlicher Wärmeschutz
(1) Grundsätzlich ist der sommerliche Wärmeschutz nach § 14 
GEG 2024 konstruktiv sicherzustellen. Dazu sollte der Fenster-
f lächenanteil von 40 Prozent bis 50 Prozent einer Fassaden-
fläche je Himmelsrichtung nicht überschritten werden. Die Mit-
tel des passiven sommerlichen Wärmeschutzes sind bevorzugt 
auszuschöpfen. Hierzu zählen insbesondere neben dem außen-
liegenden und hinterlüf teten Sonnenschutz die unverdeckten 
Speichermassen im Gebäude sowie Einr ichtungen für eine 
nächtliche Auskühlung der Räume. Andere oder ergänzende 
bauliche Sonnenschutzmaßnahmen sind nur in begründeten 
Ausnahmefällen zulässig. Ergänzende Sonnenschutz- bzw. 
Klimaanpassungsmaßnahmen durch geeignete Gestaltung der 
Außenanlagen (Baumpflanzung) sind zu prüfen.
(2) Aktive Kühlungssysteme, bei denen unter Einsatz von elektri-
scher oder thermischer Energie Kälte erzeugt wird, sind zu ver-
meiden und nur in begründeten Ausnahmefällen zulässig.
In Fällen von nutzungsbedingt notwendiger aktiver (maschineller) 
Kühlung sind Umweltenergie und bei Einsatz thermischer Energie 
zur Kälteerzeugung gegebenenfalls verfügbare Abwärme soweit 
wie wirtschaftlich sinnvoll zu nutzen. Der Strombedarf zur Kälte-
erzeugung ist soweit wie möglich durch eine Photovoltaikanlage 
auf dem Gebäude oder in unmittelbarer Nähe zu decken.
(3) Bei Neubau und energetischer Sanierung darf die operative 
Innentemperatur der Räume während der Sommerperiode und 
den Übergangsperioden in Büros und ähnlich genutzten Räumen, 
die hauptsächlich für sitzende Tätigkeiten vorgesehen sind, den 
gleitenden Wert der operativen Innentemperatur aus dem Bild B.1 
im Anhang B der DIN EN 16798-1:2022-03/EN 16798-1:2019 (D) 
für die obere Grenze der Kategorie II bis maximal 5 Prozent der 
Nutzungszeit überschreiten. Bei Überschreitung sollen vorrangig 
passive Kompensationsmaßnahmen geprüft werden.

4.4	 Photovoltaikanlagen und thermische Solaranlagen
(1) Bei landeseigenen Neu- und Erweiterungsbauten als auch bei 
bestehenden landeseigenen Gebäuden mit einer Nutzungsfläche 
von mehr als 50 Quadratmetern sind anteilig auf den Dachflächen 
des Gebäudes Photovoltaikanlagen zu installieren. Geeignete 
Dachflächen sollen hierfür möglichst vollständig genutzt werden.
a) Eine Dachfläche ist zur wirtschaftlichen Solarnutzung grund-
sätzlich geeignet, wenn sie:
–	 eine zusammenhängende belegbare Fläche von mindestens 

20 Quadratmetern hat und
–	 nicht dauerhaft verschattet ist oder bei einer Dachneigung von 

mehr als 20 Grad nicht ausschließlich nach Norden ausgerich-
tet ist, so dass die Jahressumme der auf sie fallenden sola-
ren Einstrahlungsmenge mindestens 65 Prozent im Vergleich 
zu der Einstrahlungsmenge einer unverschatteten Fläche mit 
einer Neigung von 35 Grad in Richtung Süden beträgt

b) Im Regelfall soll mindestens 80 Prozent der geeigneten Dach-
fläche mit Photovoltaik-Modulen belegt werden. Die für die Mon-
tage der Photovoltaik-Module verfügbare Größe der geeigneten 
Dachfläche kann sich, falls Gründächer vorhanden oder geplant 
sind, bis zur Hälfte verringern.
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c) Bei der Bemessung der wirtschaftlichen Größe der Photovol-
taikanlagen ist der künftige Strombedarf für die Elektromobilität 
sowie gegebenenfalls bei Bestandsgebäuden eine mögliche Um-
stellung der Heizung auf Wärmepumpen und eine geplante In
stallation von weiteren gebäudetechnischen Anlagen zu berück-
sichtigen. Die Errichtung von gebäudeintegrier ten, fassaden-
gebundenen Photovoltaikanlagen sowie Stromspeichern für 
Photovoltaikanlagen ist zu prüfen.
(2) Die Photovoltaikpflicht für bestehende landeseigene Gebäude 
besteht unabhängig von etwaigen Sanierungen, so dass auf diesen 
Gebäuden Photovoltaikanlagen auch anlassunabhängig errichtet 
werden müssen. Im Rahmen von energetischen Sanierungsmaß-
nahmen und von Dachsanierungen sind die Photovoltaikanlagen 
grundsätzlich zu installieren. Bei denkmalgeschützten Gebäuden 
sind die Bestimmungen der Richtlinie für Denkmalbehörden zu 
beachten und das Vorhaben ist frühzeitig mit dem LfDH abzu-
stimmen (vergleiche auch Abs. 4).
(3) Beim Neubau von für eine Photovoltaiknutzung geeigneten 
offenen landeseigenen Parkplätzen mit mehr als 35 Stellplätzen 
für Kraf t fahrzeuge sind Photovoltaikanlagen zu installieren. 
Dabei soll eine installierte elektrische Leistung der Photovoltaik
anlage von mindestens 1,75 Kilowattpeak je Stellplatz erreicht 
werden.
Diese Anforderung gilt auch sinngemäß beim Bau von Park-
häusern entsprechend den baulichen Gegebenheiten.
(4) Bodendenkmäler nach § 2 Abs. 2 HDSchG sowie Kultur-
denkmäler, die im Schutzbereich einer anerkannten oder poten-
tiellen UNESCO-Welterbestätte liegen (vergleiche § 3 HDSchG) 
sind vom Anwendungsbereich der Richtlinie für Denkmalbehörden 
ausgenommen. Solaranlagen können als Beitrag zur erfolgreichen 
Durchführung der Energiewende an bzw. auf anderen Kultur-
denkmälern nach Maßgabe der Richtlinie für Denkmalbehörden 
regelmäßig errichtet werden. Allenfalls bei erheblicher Beein-
trächtigung eines Kulturdenkmals kommt eine abweichende Ent-
scheidung in Betracht.
(5) Die Pflicht nach § 9a Abs. 1 und 2 HEG zur Installation von 
Photovoltaikanlagen gilt nicht für bauliche Anlagen nach § 9a 
Abs. 4 HEG und sie entfällt im Einzelfall, soweit deren Erfüllung 
anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften widerspricht, tech-
nisch unmöglich ist oder die Dachfläche nicht den Hinweisen im 
Abs. 1 Buchstabe a entspricht und damit als nicht geeignet zur 
wirtschaftlichen Solarnutzung gilt.
(6) Die Pflicht nach § 9a Abs. 3 HEG gilt nicht für Parkplätze, 
die unmittelbar entlang der Fahrbahnen öffentlicher Straßen an-
geordnet sind und sie entfällt im Einzelfall soweit deren Erfüllung 
anderen öf fentlich-rechtlichen Vorschrif ten widerspricht, aus 
städtebaulichen Gründen ausgeschlossen ist oder technisch un-
möglich ist.
(7) Der Einsatz von thermischen Solaranlagen ist bei ent-
sprechendem Warmwasserbedarf oder in anderen begründeten 
Fällen zu prüfen.

4.5	 Nutzung erneuerbarer Energien und effiziente Gebäude-
technik

(1) Nach § 7 Abs. 9 HKlimaG und zur Erreichung der Ziele der 
CO2-neutralen Landesverwaltung sind bei Umrüstung oder Neu-
ausstattung der Gebäudetechnik grundsätzlich nur Anlagen zu 
verwenden, die auf die Verbrennung fossiler Energieträger ver-
zichten.
(2) Aus diesem Grund sind bei Landesbaumaßnahmen nur 
Wärmeversorgungsvarianten mit umweltfreundlicher Fernwärme 
oder Wärmeerzeugungsanlagen, die auf eine Verbrennung fossi-
ler Energieträger im Neubau zu 100 Prozent und bei Maßnahmen 
im Bestand so weit wie wirtschaftlich möglich verzichten, zu be-
rücksichtigen.
(3) Folgende technische Anlagen kommen beispielhaft bei der 
Wärmeversorgung der landeseigenen und vom Land genutzten 
Gebäude einzeln oder in Kombination miteinander insbesondere 
in Betracht:
–	 Wärmenetzanschluss (Fernwärme aus einem öffentlichen Netz 

oder Nahwärme), wenn die Anforderungen nach Maßgabe des 
§ 71b GEG 2024 erfüllt werden

–	 Elektrisch angetriebene Wärmepumpe, die mit Ökostrom aus 
dem Netz und/oder aus einer gebäudenahen Photovoltaikan-
lage betrieben wird

–	 solarthermische Anlage
–	 Biomasseheizungsanlage (in Ausnahmefällen)
–	 Wärmepumpen-Hybridheizung nach § 71 Abs. 3 Nr. 6 GEG 

2024 (nur bei Maßnahmen im Bestand)

Dazu sind folgende Hinweise zu beachten:
(a) In vorhandenen Fernwärmeversorgungsgebieten und in Ge-
bieten, die auf der Grundlage der kommunalen Wärmeplanung 
mit Fernwärme versorgt werden sollen, ist der Anschluss von 
landeseigenen und vom Land genutzten Gebäuden an Fernwärme 
bei erstmaligem Einbau oder Erneuerung der Heizungsanlagen 
grundsätzlich prioritär unter Berücksichtigung des § 7 LHO vor-
zunehmen.
(b) Beim Einsatz von elektrisch angetriebenen Wärmepumpen 
ist zu prüfen, ob die Nutzung der oberflächennahen Geothermie, 
eines Eisspeichers, innerer Gebäudelasten oder anderer ge-
bäudenaher Abwärme-Quellen, wie zum Beispiel Abwasser, tech-
nisch möglich und wirtschaftlich sinnvoll ist.
(c) Biobrennstof fe, insbesondere Holzpellets und Holzhack-
schnitzel dürfen nur noch eingesetzt werden, falls Fernwärme 
nicht verfügbar und der Einsatz von Wärmepumpen unwirtschaft-
lich oder technisch unmöglich ist.
(4) Wenn ein bestehender Wärmeerzeuger, der mit fossilen Brenn-
stoffen betrieben wird, unvorhersehbar ausfällt und nicht instand-
gesetzt werden kann, kann übergangsweise eine gebrauchte oder 
mobile Heizungsanlage, die mit fossilen Brennstoffen betrieben 
wird, für einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren eingesetzt wer-
den. Diese Frist kann nach Abstimmung mit dem HMdF verlängert 
werden, wenn der Einbau einer neuen Heizungsanlage in Ver-
bindung mit einer energetischen Gebäudesanierung nach Nr. 4.1 
oder ein Anschluss an Fernwärme geplant ist. Die Anforderungen 
nach § 72 GEG 2024 bleiben davon unberührt.
(5) Der Strombedarf ist grundsätzlich zu minimieren und der Rest-
strombedarf nach Möglichkeit durch regenerativ erzeugten Strom 
entsprechend den Anforderungen des Abschnitts 4.4 zu decken.
(6) Maschinelle Lüftungsanlagen sind nur einzusetzen, wenn ein 
Erfordernis nach aktueller Empfehlung des Arbeitskreises Ma-
schinen- und Elektrotechnik staatlicher und kommunaler Ver-
waltungen (AMEV) „Hinweise zur Planung, Ausführung und Be-
trieb von Raumlufttechnischen Anlagen für öffentliche Gebäude“ 
besteht.
Bei der Planung maschineller Lüftungsanlagen ist bei Aufenthalts-
räumen in schadstoffarmen Gebäuden der erforderliche Außen-
volumenstrom auf das für die Einhaltung der CO2-Anforderung 
notwendige Maß nach ASR A3.6 zu beschränken.
(7) In Büroräumen ist die Fensterlüf tung grundsätzlich aus-
reichend. Zu beachten sind die Hinweise des Kriterien-Steck-
briefs 3.1.3 Innenraumlufthygiene (Version V 2015) der System-
variante Büro- und Verwaltungsgebäude des Bewertungssystems 
Nachhaltiges Bauen (BNB)1. Für Gruppen- und Mehrpersonen-
büros (zum Beispiel Open-Space-Büros), Besprechungs-, Semi-
nar- und Unterrichtsräume ist ein auf die Nutzung abgestimmtes 
Lüftungskonzept zu erstellen. Kann für diese Räume bezüglich 
des CO2-Gehalts die Einhaltung des Qualitätsniveaus QN 1 nach 
dem aktuellen Kriterien-Steckbrief „Innenraumlufthygiene“ über 
Fensterlüftung nicht nachgewiesen werden, ist eine Hybridlüftung 
(Kombination aus Fensterlüftung und maschineller Lüftung mit 
Wärmerückgewinnung) zulässig. In der Regel ist dann eine Aus-
legung der Lüftungsanlage auf einen Außenluftvolumenstrom von 
maximal 30 m3/h je Person ausreichend.

5	 Messtechnik für Energie- und Medienverbrauch
(1) Bei Neu- und Erweiterungsbau und Komplettsanierungen 
sowie bei der Sanierung oder Nachrüstung der gebäude-
technischen Anlagen zur Strom-, Wärme-, Kälte- und Wasserver-
sorgung sind landeseigene und vom Land genutzte Gebäude mit 
Messeinrichtungen zur Erfassung des Energie- und Wasserver-
brauchs sowie der Energieerzeugung so auszustatten, dass eine 
gebäudebezogene Überwachung und Analyse der Verbräuche 
durchgeführt werden kann. Insbesondere sind Messeinrichtungen 
für eine getrennte Erfassung der Photovoltaikanlagen, Wärme-
pumpen (sowohl für elektrische Energie als auch Wärmeenergie) 
und Ladepunkte für Elektrofahrzeuge vorzusehen. Vorhandene 
Abrechnungszähler sind für die Verbrauchserfassung vorrangig 
zu nutzen. Nur wenn dies nicht möglich ist, sind eigene Zähler 
nachzurüsten.
(2) In Gebäuden bzw. Liegenschaften, für die § 71a GEG 2024 bzw. 
§ 6 EnEfG gilt, sind Systeme vorzusehen, die eine automatisierte 
monatliche Übermittlung der erhobenen Daten (Monatswerte) für 
alle Hauptenergieträger und die in Abs. 1 genannten gebäude-
technischen Einrichtungen an eine zentrale Energiedatenbank des 
LBIH ermöglichen. Dies gilt für Gebäude bzw. Liegenschaften, die 
im Eigentum des Landes Hessen sind oder deren Betreiberver-
antwortung dem Land Hessen obliegt bzw. deren wirtschaftliche 

1	 Quelle: www.bnb-nachhaltigesbauen.de → Bewertungssystem → Büro-
gebäude

http://www.bnb-nachhaltigesbauen.de
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Eigentümer Landesbetriebe nach § 26 LHO sind. Hochschulen 
können eigene zentrale Datenbanken einrichten.

6	 Einsatz von umweltfreundlichen Baustoffen
Nach § 9 HEG sind vorwiegend Baumater ial ien aus nach-
wachsenden und recyclingfähigen Rohstoffen sowie Baustoffe 
und Produkte mit geringem Energieverbrauch im Lebenszyklus 
einzusetzen. Der Energieeinsatz bei Baumaßnahmen ist zu mini-
mieren. Ergänzend hierzu sind die Pflichten der öffentlichen Hand 
nach § 7 Abs. 1 HAKrWG zu beachten.
Insbesondere die Möglichkeit zum Einsatz von Holz und Holz-
werkstoffen, vorzugsweise aus regionaler Herkunft und aus zerti-
f izier tem Anbau, sowie von Holzbausystemen unter Berück-
sichtigung der Lebenszykluskosten und einer ökobilanziellen Be-
trachtung ist zu prüfen und in der Entscheidungsunterlage Bau 
(ES-Bau) zu dokumentieren. Für die Auswahl von ökologischen 
und nachhaltigen Baustoffen kann unterstützend die vom Bund 
zur Verfügung gestellte WECOBIS Datenbank2 genutzt werden

7	 Wirtschaftlichkeit im Lebenszyklus
(1) Die Wirtschaftlichkeit nach § 7 LHO und der Energiebedarf 
geeigneter baukonstruktiver Varianten sind anhand von Lebens-
zykluskosten nach BNB zu bewerten. Ergänzend hierzu sind auch 
die CO2-Emissionen der vorwiegend eingesetzten Baustoffe ent-
sprechend der Methode zur Berechnung des Treibhauspotenzials 
(GWP) nach BNB und die ökologischen Kosten dieser Emissionen 
zu berücksichtigen.
(2) Wir tschaftlichkeitsberechnungen der anlagentechnischen 
Varianten der Energiebereitstellung und -ver teilung sind auf 
der Grundlage der VDI 2067 Blatt 1:2012-09 durchzuführen. 
Dabei sind die CO2-Emissionen aus dem Betrieb der gebäude-
technischen Anlagen zu berücksichtigen. Da Photovoltaikanla-
gen den Strom auf Basis fossiler Energieträger aus dem Netz 
verdrängen, sind auch die daraus resultierenden Einsparungen 
der CO2-Emissionen zu berücksichtigen. Die entsprechenden Be-
rechnungsparameter, insbesondere Kapitalzins, Brennstoff- und 
Energiepreise sowie die Preisänderungsfaktoren, werden nach 
Abstimmung mit dem Referat IV 8 im HMdF zentral vom LBIH 
veröffentlicht und jeweils zum dritten Quartal des laufenden Jah-
res aktualisiert.
(3) Die nach Abs. 1 und 2 ermittelten CO2-Emissionen sind als 
externe Klimakosten mit einem Preis nach den fortgeschriebenen 
Empfehlungen des Umweltbundesamtes3 in der zum Zeitpunkt der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung jeweils maßgeblichen Veröffent-
lichung zu bewerten und in die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung mit 
einzubeziehen.

8	 Klimaangepasstes Bauen
Bei der Errichtung, Erweiterung und Sanierung der landeseigenen 
und vom Land genutzten Gebäude sind neben den energetischen 
Anforderungen auch angemessene und geeignete Maßnahmen 
zur Erhöhung der Resilienz hinsichtlich der Auswirkungen des 
Klimawandels zu berücksichtigen. Insbesondere sind geeignete 
Anpassungsmaßnahmen hinsichtlich
–	 Hitze und Strahlung
–	 Stark- und Schlagregen sowie gegebenenfalls Hochwasser
–	 Hagel und Sturm
zu berücksichtigen. Bei der Planung und Ausführung dieser Maß-
nahmen sind die Hinweise und Empfehlungen aus dem Leitfaden 
Nachhaltiges Bauen4, dem Kriterien-Steckbrief BNB_BN 4.1.55 
„Widerstandsfähigkeit gegen Naturgefahren“ für Systemvariante 
„Büro- und Verwaltungsgebäude“ (Version 2015) des Bewertungs-
system Nachhalt iges Bauen (BNB) sowie der Informations-
broschüre „Klimaangepasste Gebäude und Liegenschaf ten“  
(2. überarbeitete Auflage, Januar 2023) des Bundesinstitutes für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) zu beachten.
Die entsprechende Ausstattung mit Trinkwasserstationen ist in 
Abstimmung mit dem Gebäudenutzer zu berücksichtigen.

9	 Verfahren
Die Abwicklung von Baumaßnahmen er folgt nach den in der 
GABau festgelegten Verfahren. Dabei sind die nachfolgend be-
schriebenen Regelungen zusätzlich zu beachten. Diese Rege-

2	 Quelle: www.wecobis.de
3	 zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Richtlinie 300 Euro/t CO2, zuzüg-

lich 1 Prozent Steigerung pro Jahr
	 Quelle: www.umweltbundesamt.de → Daten → Umweltzustand und 

Trends → Umwelt und Wir tschaft → Gesellschaftliche Kosten von 
Umweltbelastungen

4	 Quelle: www.nachhaltigesbauen.de
5	 Quelle: www.bnb-nachhaltigesbauen.de → Bewertungssystem → Büro-

gebäude

lungen sind bei der Beschaffungsvariante KOOP entsprechend 
dem Verfahrensablauf nach Abschnitt K6 GABau sinngemäß an-
zuwenden.
(1) Bedarfsanmeldung
In der Phase der Bedarfsanmeldung sind die energetischen An-
forderungen nach Nr. 4.1 oder 4.2 zugrunde zu legen. Auf dieser 
Basis sind vorläufige Kostenaussagen zu treffen. Abweichungen 
sind darzulegen und zu begründen.
(2) Entscheidungsunterlage Bau (ES-Bau)
a) Der ES-Bau sind grundsätzlich die Ergebnisse der Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen nach Nr. 7 beizufügen.
b) Als Berechnungsverfahren für den Energiebedarf ist der Nach-
weis nach dem GEG 2024 mit den entsprechenden Berechnungen 
nach DIN V 18599:2018-09 als Mehrzonenmodell zu führen. Der 
Nachweis erfolgt in der Regel über den Energiebedarfsausweis. 
Hieraus ergibt sich der Primärenergiebedarf.
c) Ausnahmen vom Energieeffizienzstandard nach Nr. 4.1 oder 4.2 
sind im Erläuterungsbericht der ES-Bau separat darzustellen und 
zu begründen. Über die Ausnahmen wird im Rahmen der haus-
haltsrechtlichen Anerkennung entschieden.
d) Bei Maßnahmen nach Nr. 4.1 sind in der ES-Bau zur weiteren 
Beurteilung die Mittelwerte der gemessenen absoluten Werte für 
den Wärme-, Strom- und Wasserverbrauch der letzten drei vollen 
Kalenderjahre vor der Erstellung der ES-Bau anzugeben.

10	 Schlagwortregister, Glossar
Energieausweis
Das GEG 2024 gibt vor, dass Energieausweise bei der Er-
richtung von Neubauten und bei umfassenden Änderungen an 
bestehenden Gebäuden auszustellen sind. Sie haben eine Gültig-
keit von zehn Jahren. Der Energieausweis ist Bestandteil der Bau-
unterlagen nach Abschnitt H der GABau.
Energieausweise für bestehende Gebäude können als Bedarfs- 
oder als Verbrauchsausweis ausgestellt werden. Für Gebäude des 
Landes Hessen besteht – mit Ausnahme von Wohngebäuden – 
Wahlfreiheit zwischen dem Bedarfs- und dem Verbrauchsausweis.
Energieausweise auf der Grundlage des Verbrauches für Ge-
bäude, die im Energie- und Medien-Informationssystem EMIS 
geführt sind, erstellt das Competence Center Energie des LBIH.
Wenn ein Gebäude unter Denkmalschutz steht, greift die Energie-
ausweis-Pflicht nach § 79 Abs. 4 GEG 2024 nicht.
Energetische Sanierung
Energetische Sanierungen im Sinne dieser Richtlinie sind bau-
liche Änderungen an bestehenden Gebäuden zur Senkung des 
Energiebedarfs in der Gebäudenutzungsphase. Die energetischen 
Sanierungen können als energetische Komplettsanierungen, bei 
denen die gesamte Gebäudehülle nach den Anforderungen der 
Anlage 1 saniert wird, oder als gezielte umfassende Einzelmaß-
nahmen an der Gebäudehülle entsprechend den Anforderungen 
der Anlage 2 ausgeführt werden. Neben der Gebäudehülle wer-
den in der Regel gebäudetechnische Anlagen entsprechend den 
Anforderungen aus dem Nr. 4.5 saniert.
Primärenergiebedarf
Berechnete Energiemenge, die zusätzlich zum Energieinhalt 
des notwendigen Brennstoffs und der Hilfsenergien für die An-
lagentechnik auch die Energiemengen einbezieht, die durch vor-
gelagerte Prozessketten außerhalb des Gebäudes bei der Ge-
winnung, Umwandlung und Verteilung der jeweils eingesetzten 
Brennstoffe entstehen.
Endenergie
Bezeichnet denjenigen Teil der eingesetzten Primärenergie, der 
für den Gebäudebetrieb nach Abzug der Energiemengen, die 
durch vorgelagerte Prozessketten außerhalb des Gebäudes bei 
der Gewinnung, Umwandlung und Verteilung der jeweils ein-
gesetzten Brennstoffe entstehen, erforderlich ist.
Energieeffizienz
Energieeffizienz ist das Verhältnis des Einsatzes einer bestimmten 
Energiemenge zu ihrem Nutzen.
Maschinelle Lüftungsanlage
Gebäudetechnische Anlage, die mittels eines Ventilators einen 
definierten Luftaustausch zur Einhaltung der Luftqualität in Innen-
räumen bewirkt. Neben der Lüftungsfunktion erfolgt die Filterung 
und Erhitzung der Außenluft. Weitere thermodynamische Luft-
behandlungsfunktionen sind bei Bedarf möglich. Abhängig vom 
Aufstellor t und der Anzahl der Geräteeinheiten unterscheidet 
man zwischen zentralen und dezentralen maschinellen Lüftungs-
anlagen.

http://www.wecobis.de
http://www.umweltbundesamt.de
http://www.nachhaltigesbauen.de
http://www.bnb-nachhaltigesbauen.de
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Schadstoffarmes Gebäude
Gebäude, in denen zugelassene, marktübliche Baumaterialien 
eingesetzt werden, die bei der Zulassung auch gesundheits-
bezogene Kriterien erfüllen. (Definition entsprechend dem Natio-
nalen Anhang NA.6.2 zur DIN EN 16798-1:2022-03)
12	 Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft, er-
setzt die Richtlinie energieeffizientes Bauen und Sanieren des Lan-
des Hessen nach § 9 Abs. 3 des Hessischen Energiegesetzes 
vom 29. November 2013 (StAnz. 2014 S. 124) und gilt für Baumaß-
nahmen, für die noch keine haushaltsrechtlich anerkannte ES-Bau 
vorliegt. Ausnahmen sind im Einzelfall mit dem HMdF abzustimmen.

Wiesbaden, den 7. Februar 2025
Hessisches Ministerium der Finanzen
B1406 A-007-ZBM-IV 8d
Hessisches Ministerium  
für Wirtschaft, Energie, Verkehr,  
Wohnen und ländlichen Raum
I-078-a-02-00002
– Gült.-Verz. 894 –

StAnz. 9/2025 S. 258

Anlage 1: Höchstwerte der mittleren Wärmedurchgangs-
koeffizienten bei energetischen Komplettsanierungen

Bauteil

Wärmedurchgangskoeffizienten  
bezogen auf den Mittelwert der  

jeweiligen Bauteile
[(W/m2K)]

Zonen mit Raum-
Solltemperaturen 

im Heizfall
T≥19°C

Zonen mit Raum-
Solltemperaturen 

im Heizfall
12°C<T<19°C

Opake Außenbauteile, so-
weit nicht in Bauteilen der 
Zeilen 3 und 4 enthalten

ῡ = 0,18 ῡ = 0,28

Transparente Außen-
bauteile, soweit nicht in 
Bauteilen der Zeilen 3 
und 4 enthalten

ῡ = 0,9 ῡ = 1,5

Vorhangfassaden ῡ = 0,9 ῡ = 1,5
Glasdächer, Lichtbänder, 
Lichtkuppeln ῡ = 1,1 ῡ = 1,6

Anlage 2: Höchstwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten bei 
energetischen Einzelmaßnahmen im Gebäudebestand (erst-
maliger Einbau, Ersatz und Erneuerung der jeweiligen Bauteile)

Erneuerung, Ersatz 
oder erstmaliger Ein-

bau von Bauteilen 
der thermischen Ge-

bäudehülle

Höchstwerte der  
Wärmedurchgangskoeffizienten

Umax in W/(m2K)
bzw. der max.  

Wärmedurchleitungsfähigkeit
λ in W/(mK)

Wohngebäude und 
Zonen von Nicht-
wohngebäuden
mit T≥19°C

Zonen von  
Nichtwohn-

gebäuden mit 
12°C<T<19°C

Bauteilgruppe: Außenwände
Außenwand 0,20 0,25
Einblasdämmung/
Kerndämmung bei 
bestehendem zwei-
schaligem Mauerwerk 

λ ≤ 0,035 W/(mK) λ ≤ 0,040 W/(mK)

Außenwände von Bau-
denkmalen für alle Ge-
bäude und sonstiger 
besonders erhaltens-
werter Bausubstanz 
nur für Wohngebäude

0,45 0,55

Außenwände mit 
Sichtmauerwerk 
(Innendämmung bei 
Fachwerkaußen-
wänden, Erneuerung 
der Ausfachungen) 

0,65 0,80

Erneuerung, Ersatz 
oder erstmaliger Ein-

bau von Bauteilen 
der thermischen Ge-

bäudehülle

Höchstwerte der  
Wärmedurchgangskoeffizienten

Umax in W/(m2K)
bzw. der max.  

Wärmedurchleitungsfähigkeit
λ in W/(mK)

Wohngebäude und 
Zonen von Nicht-
wohngebäuden
mit T≥19°C

Zonen von  
Nichtwohn-

gebäuden mit 
12°C<T<19°C

Bauteilgruppe: Fenster, Fenstertüren, Dachflächenfenster, 
Glasdächer, Außentüren und Vorhangfassaden

Fenster, Balkon- und 
Terrassentüren1 0,90 1,3

Ertüchtigung von 
Fenstern, Balkon- und 
Terrassentüren sowie 
Kastenfenstern, sowie 
Fenster mit Sonder-
verglasung 

1,3 1,6

Barrierearme oder 
einbruchhemmende 
Fenster, Balkon- und 
Terrassentüren 

1,1 1,4

Fenster, Balkon- und 
Terrassentüren mit 
Sonderverglasung 
(Verglasung zum 
Schall- und Brand-
schutz, sowie Durch-
schuss-, Durchbruch- 
und Sprengwirkungs-
hemmung)

1,1 1,4

Fenster, Balkon- und 
Terrassentüren bei 
Baudenkmalen für 
alle Gebäude und bei 
sonstiger besonders 
erhaltenswerter Bau-
substanz nur für 
Wohngebäude 

1,4 1,7

Fenster, Balkon- und 
Terrassentüren mit 
echten glasteilenden 
Sprossen bei Bau-
denkmalen für alle 
Gebäude und bei 
sonstigen besonders 
erhaltenswerter Bau-
substanz nur für 
Wohngebäude 

1,6 1,7

Ertüchtigung von 
Fenster-, Balkon- und 
Terrassentüren bei 
Baudenkmalen für 
alle Gebäude und bei 
sonstiger besonders 
erhaltenswerter Bau-
substanz nur für 
Wohngebäude

1,6 1,7

Dachflächenfenster 1,0 1,1
Glasdächer 1,6 1,9
Lichtbänder und Licht-
kuppeln 1,5 1,9

Vorhangfassaden2 1,3 1,6
Außentüren beheizter 
Räume, Hausein-
gangstüren3

1,3 2,0

Tore (nur Nichtwohn-
gebäude) 1,0 2,0

Bauteilgruppe: Dachflächen sowie Decken und Wände 
gegen unbeheizte Dachräume

Dachflächen von 
Schrägdächern und 
dazugehörigen Kehl-
balkenlagen 

0,14 0,25
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Erneuerung, Ersatz 
oder erstmaliger Ein-

bau von Bauteilen 
der thermischen Ge-

bäudehülle

Höchstwerte der  
Wärmedurchgangskoeffizienten

Umax in W/(m2K)
bzw. der max.  

Wärmedurchleitungsfähigkeit
λ in W/(mK)

Wohngebäude und 
Zonen von Nicht-
wohngebäuden
mit T≥19°C

Zonen von  
Nichtwohn-

gebäuden mit 
12°C<T<19°C

Dachgauben 0,20 0,25
Oberste Geschoss-
decken und Wände 
(einschließlich Ab-
seitenwänden) gegen 
unbeheizte Dachräume 

0,14 0,25

Flachdächer und 
Dachflächen mit Ab-
dichtung 

0,14 0,25

Dachflächen bei Bau-
denkmalen für alle 
Gebäude und bei 
sonstiger erhaltens-
werter Bausubstanz 
nur für Wohn-
gebäude höchstmög-
liche Dämmstoff-
dicke (Flachdächer, 
Schrägdächer sowie 
dazugehörige Kehl-
balkenlagen, Dach-
gauben oder oberste 
Geschossdecken) 

λ ≤ 0,040 W/(mK) λ ≤ 0,040 W/(mK)

Wände gegen Erdreich 
oder unbeheizte Räume 
sowie Kellerräume 

0,25 0,25

Decken gegen un-
beheizte Räume 
sowie Kellerdecken 

0,25 0,25

Geschossdecken gegen 
Außenluft von unten 0,20 0,25

Bodenflächen gegen 
Erdreich 0,25 0,25

Neuer Fußbodenauf-
bau bei bestehenden 
Bodenflächen gegen 
Erdreich (nur NWG) 

0,35 0,35

1 Umax bezieht sich auf den UW-Wert
2 Vorhangfassaden, deren Bauart in DIN EN 12631:2018-01 be-
schrieben ist, Umax bezieht sich auf den UCW-Wert

3 Umax bezieht sich auf den UD-Wert
Sonderverglasungen sind die in Fußnote 4 der Tabelle aus An-
lage 7 GEG 2020 beschriebenen Verglasungen zum Schallschutz, 
Brandschutz sowie Durchschusshemmung, Durchbruchhemmung 
oder Sprengwirkungshemmung, die aufgrund von Vorschrif ten 
der Landesbauordnung oder anderer Vorschrif ten für den be-
stimmungsgemäßen Betrieb eines Gebäudes einzubauen sind.
Bei Erneuerung barrierearmer Fenster, Balkon- und Terrassen-
türen müssen diese mit einem geringen Kraftaufwand bedient wer-
den können. Beim Ver- und Entriegeln der Fenster muss das Dreh-
moment am Fenstergriff kleiner als 5 Nm und die auf das Hebelnde 
aufgebrachte Kraft kleiner als 30°N sein. Die Fenstergriffe dürfen 
nicht höher als 1,05 m über dem Fußboden angeordnet sein.
Beim Einbau einbruchhemmender Fenster,  Balkon- oder 
Terrassentüren müssen diese die Widerstandsklasse RC2 nach 
DIN EN 1627 oder besser aufweisen.
Auflagen des Denkmalschutzes
Für Bauteile von Gebäuden mit Auflagen des Denkmalschutzes 
im Sinne des § 105 GEG (Wohn- und Nichtwohngebäude) sowie 
bei sonstiger besonders erhaltenswerter Bausubstanz bei Wohn-
gebäuden gelten jeweils angepasste Anforderungswerte nach der 
obenstehenden Tabelle.

Anlage 3: Höchstwerte der mittleren Wärmedurchgangs-
koeffizienten bei Neubauten

Bauteil

Wärmedurchgangskoeffizienten  
bezogen auf den Mittelwert der  

jeweiligen Bauteile
[(W/m2K)]

Zonen mit Raum-
Solltemperaturen 

im Heizfall
T≥19°C

Zonen mit Raum-
Solltemperaturen 

im Heizfall
12°C<T<19°C

Opake Außenbau-
teile, soweit nicht in 
Bauteilen der Zeilen 3 
und 4 enthalten

ῡ = 0,15 ῡ = 0,24

Transparente Außen-
bauteile, soweit nicht 
in Bauteilen der Zei-
len 3 und 4 enthalten

ῡ = 0,8 ῡ = 1,3

Vorhangfassaden ῡ = 0,9 ῡ = 1,3
Glasdächer, Licht-
bänder, Lichtkuppeln ῡ = 1,1 ῡ = 1,6


